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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 4. Dezember 1959 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 

Herrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
212. Sitzung am 4. Dezember 1959 beschlossen hat, hinsichtlich 
der vom Deutschen Bundestage am 11. November 1959 verab- 
schiedeten 

Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 

— Drucksachen 55, 1094 Anlage 1, 1321 — 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Dr. Röder 


Bonn, den 4. Dezember 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 16. November 1959 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. 


Dr. Röder 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heqer 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 
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Anlage 


Gründe 

für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zur Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 


1. Zu § 3 

Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Maßnahmen nach Absatz 1 Nr. 4 und 5 sowie 
der Übergang anhängiger Verfahren auf ein anderes 
Gericht im Falle des Absatzes 1 Nr. 4 können auch 
auf Grund eines Gesetzes durch Rechtsverordnung 
angeordnet werden." 

Begründung 

Selbst wenn man davon ausgeht, daß aus rechts- 
politischen Gründen die Errichtung und Aufhebung 
von Verwaltungsgerichten, die Verlegung eines Ge- 
richtssitzes und die Änderung in der Abgrenzung 
der Gerichtsbezirke nur durch formelles Gesetz er- 
folgen soll, so sollte doch für gerichtsorganisato- 
rische Maßnahmen von minderer Bedeutung, wie 
sie in dem Gesetz in Absatz 1 Nr. 4 und 5 behandelt 
sind, aus Gründen der Zweckmäßigkeit die Form 
der Rechtsverordnung ausreichend sein. 

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

2. Zu § 8 

Satz 2 ist zu streichen, 

Begründung 

Die vorgesehene Festlegung der Reihenfolge der 
Sitzungsteilnahme bei Beginn des Geschäftsjahres 
erscheint aus rechtlichen Gründen, insbesondere im 
Hinblick auf Artikel 101 GG, nicht erforderlich. Sie 
ist auch nicht praktikabel; sie würde die Arbeit der 
Gerichte erschweren und zu zahlreichen Rügen 
wegen unvorschriftsmäßiger Besetzung Anlaß ge- 
ben. Die Problematik der Überbesetzung der Kolle- 
gialgerichte besteht für alle Gerichtsbarkeiten und 
sollte daher einheitlich gelöst werden. 

3. Zu § 9 

a) In Absatz 3 ist der Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„(3) Die Senate des Oberverwaltungsgerichts 
entscheiden in der Besetzung von drei Richtern." 

Begründung 

Bei der Besetzung mit fünf Berufsrichtern, wie 
sie in § 9 Abs. 3 in der vom Bundestag verab- 
schiedeten Fassung vorgesehen ist, wird der 
Geschäftsgang innerhalb des Kollegiums erheb- 
lich erschwert. Die Beisitzer werden zu stark 
durch Sitzungen belastet, und der Vorsitzende 
wird angesichts der weit größeren Zahl der von 
seinem Senat zu entscheidenden Rechtsstreitig- 
keiten kaum noch in der Lage sein, den erfor- 


derlichen Einfluß auf die Behandlung der ein- 
zelnen Sachen nehmen zu können. 

Die Besetzung der Gerichte der Mittelstufe mit 
drei Berufsrichtern hat sich in der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit seit mehr als 30 Jahren bewährt. 
In dieser Besetzung haben die Oberlandesge- 
richte eine qualitativ hochstehende Rechtspre- 
chung entwickelt. Die gleiche Besetzung ist in 
der Folgezeit in andere Verfahrensordnungen 
und dabei insbesondere in die zur Zeit in den 
meisten Bundesländern geltenden Verwaltungs- 
gerichtsgesetze übernommen worden. Auch im 
Rahmen der Großen Justizreform ist nach dem 
gegenwärtigen Stand der Vorarbeiten ein Ab- 
gehen von dieser bewährten Einrichtung nicht zu 
erwarten. Die vom Bundestag beschlossene Be- 
setzung, die die Zahl der Beisitzer in der münd- 
lichen Verhandlung gegenüber der zur Zeit fast 
allgemein geltenden Regelung verdoppelt, ließe 
sich daher sowohl um der Gleichwertigkeit der 
Gerichtszweige willen als auch im Hinblick auf 
die dabei notwendig entstehenden zusätzlichen 
Kosten nur aus besonders gewichtigen Gründen 
rechtfertigen. 

Der Bundesrat hält die in dieser Richtung bereits 
vorgetragenen Argumente nicht für überzeu- 
gend. Die Ansicht, daß das Oberverwaltungs- 
gericht vorwiegend mit Rechtsfragen zu tun 
habe, die wegen der unzureichenden Kodifika- 
tion des Verwaltungsrechts besonders schwierig 
zu entscheiden seien, ist bei näherer Betrachtung 
der bei diesen Gerichten anfallenden Streit- 
sachen nicht zu halten. Dem Hinweis ferner, daß 
das Oberverwaltungsgericht in allen landesrecht- 
lichen Fragen in letzter Instanz entscheide, ist 
die Zuständigkeit der Oberlandesgerichte als Re- 
visionsgerichte in Strafsachen entgegenzuhalten. 
Wenn schließlich gegenüber einer Besetzung mit 
drei Richtern das ungünstige Zahlenverhältnis 
zu dem mit drei Berufs- und zwei ehrenamtlichen 
Richtern besetzten Verwaltungsgericht angeführt 
wird, so ist dieser Gesichtspunkt ebenfalls nicht 
geeignet, einen Vorrang der Oberverwaltungs- 
gerichte zu begründen. Auch in der Zivil- und 
Strafgerichtsbarkeit entscheiden in höherer In- 
stanz (Oberlandesgericht und BGH) schwächer 
besetzte Senate gegenüber stärker, mit Laien- 
richtern besetzten Kammern (Große Straf- 
kammer gegenüber OLG; Große Strafkammer 
und Schwurgericht gegenüber OLG und BGH), 

b) In Absatz 3 ist der Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„In den Fällen des § 46 kann die Besetzung der 
Senate durch die Landesgesetzgebung abwei- 
chend geregelt werden." 
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Begründung 

Die Besetzung der Senate mit drei Richtern reicht 
grundsätzlich für alle Falle der Spruchtätigkeit 
dieser Gerichte aus. Es besteht jedenfalls kein 
Anlaß, durch Bundesgesetz die Länder an eine 
Besetzung mit fünf Richtern zu binden, zumal 
den Ländern ohnehin freigestellt ist, ob sie von 
der Ermächtigung des § 46 Gebrauch machen 
oder nicht. Glaubt das Land, eine abweichende 
Besetzung vornehmen zu müssen, so sollte es 
dem Landesgesetzgeber freigestellt bleiben, eine 
eigene Regelung zu treffen. 

4. Zu §§ 23 und 24 

a) § 23 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) In besonderen Härtefällen kann außerdem 
auf Antrag von der Übernahme des Amtes be- 
freit werden.“; 

b) § 24 Abs. 1 Nr. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„3. einen Ablehnungsgrund nach § 23 Abs. 1 
geltend macht oder“; 

c) in § 24 ist ein neuer Absatz 2 mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 

,,{2) In besonderen Härtefällen kann außer- 
dem auf Antrag von der weiteren Ausübung des 
Amtes entbunden werden.“; 

d) der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. In Satz 1 
sind nach den Worten „des Absatzes 1 Nr. 3 
und 5" die Worte „und des Absatzes 2 “ einzu- 
fügen; 

e) in § 24 ist ein neuer Absatz 4 mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 

„(4) Absatz 2 gilt entsprechend in den Fällen 
des § 23 Abs. 2.“. 

Begründung zu a) bis e) 

Die Erwähnung des Befreiungsgrundes in § 24 Abs. 1 
Nr. 3 bedeutet einen sachlichen Widerspruch zu der 
in § 23 Abs. 2 getroffenen Regelung. Denn in dieser 
Vorschrift ist die Befreiung von der weiteren Aus- 
übung des Amts als Ermessensentscheidung ausge- 
staltet, während nach § 24 Abs. 1 Nr. 3 bereits die 
Berufung des ehrenamtlichen Verwaltungsrichters 
auf das Vorliegen eines besonderen Härtefalles im 
Sinne des § 23 Abs. 2 zu seiner Entbindung vom 
Amte führt. Durch die vorgeschlagene Änderung soll 
der Widerspruch bereinigt werden. 

5. Zu § 59 

Absatz 1 Satz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Eine von der Zivilprozeßordnung abweichende Re- 
gelung erscheint nicht gerechtfertigt. Die vom Bun- 
destag beschlossene Bestimmung würde die uner- 
wünschte Folge haben, daß Parteien ohne Anwalt 
die Folgen einer Fristversäumnis tragen müßten; 
die durch einen Anwalt vertretenen Parteien wären 


dagegen praktisch nicht an Fristen gebunden, da sie 
zur Überwachung ihres Anwalts nicht verpflichtet 
sind und für Verschulden ihres Anwalts nicht auf- 
kommen. Die Parallele zur Rechtsprechung in Straf- 
sachen ist nicht überzeugend, da die Nachteile, die 
durch eine Fristversäumnis in Strafsachen entstehen, 
in aller Regel wesentlich schwerer wiegen als die 
Nachteile im verwaltungsgerichtlichen Verfahren. 

6. Zu § 66 

In § 66 ist ein Absatz 4 mit folgendem Wortlaut an- 
zufügen: 

„(4) Der Bund, die Länder, die Gemeinden, Ge- 
meindeverbände und andere Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts kön- 
nen sich auch durch Beamte oder Angestellte mit 
der Fähigkeit zum Richteramt oder zum höheren 
Verwaltungsdienst vertreten lassen." 

Begründung 

Schon jetzt lassen sich die in dem anzufügenden 
Absatz 4 bezeichneten Stellen vor dem Bundesver- 
waltungsgericht durch Beamte oder Angestellte mit 
der Fähigkeit zum Richteramt oder zum höheren 
Verwaltungsdienst vertreten. Gegen diese Praxis 
haben die Sachverständigen, die der Rechtsaus- 
schuß des Bundestages gehört hat, keinerlei Ein- 
wendungen erhoben. Es besteht kein Anlaß, den 
Beteiligten durch Aufgabe dieser bewährten Praxis 
zusätzliche finanzielle Belastungen aufzubürden und 
dadurch nicht zuletzt auch das Kostenrisiko des 
Bürgers zu erhöhen. 

Darüber hinaus ist darauf hinzuweisen, daß ver- 
fassungsrechtliche Bedenken gegen die Vertretungs- 
befugnis der Behörden vor dem Oberverwaltungs- 
gericht und dem Bundesverwaltungsgericht nicht 
bestehen, insbesondere liegt eine Verletzung des 
Gleichheitsgrundsatzes nicht vor, weil die Regelung 
sachlich gerechtfertigt ist. Es erscheint nicht sinn- 
voll, die Behörden zu verpflichten, sich im Verwal- 
tungsprozeß eines Anwalts zu bedienen, obwohl sie 
selbst die angegriffenen Hoheitsakte gesetzt haben 
und daher mit den einschlägigen Tatsachen und 
Rechtsfragen besonders vertraut sind. 

Aus dem Vergleich mit der Stellung der Behörde im 
Zivilprozeß kann kein gegenteiliges Argument her- 
geleitet werden, da im Zivilprozeß Rechtsfragen zur 
Entscheidung stehen, deren Bearbeitung nicht zum 
ureigensten Aufgabenbereich der Verwaltung ge- 
hört. Im übrigen wird verwiesen auf die Regelung 
in § 22 Abs. 1 Satz 3 BVerfGG, deren Verfassungs- 
mäßigkeit und Zweckmäßigkeit, soweit ersichtlich, 
bisher nicht in Zweifel gezogen wurden (vgl. ferner 
auch § 166 Abs. 1 SGG). 

7. Zu § 98 

Absatz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Die in § 98 Abs. 2 vorgesehene Entscheidungsbefug- 
nis der Gerichte würde notwendig zur Folge haben, 
daß sowohl die Mitglieder der Gerichte einschließ- 
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lieh der Hilfskräfte als auch die Beteiligten von ge- 
heimzuhaltenden Tatsachen Kenntnis erhalten. Die 
in § 98 Abs. 2 vorgesehene Entscheidungsbefugnis 
des Gerichts geht weiter, als sie nach der seitheri- 
gen Rechtslage gegeben ist. 


8. Zu § 123 

In § 123 Abs. 2 sind nach dem Wort „schriftlich" die 
Worte „oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle" einzufügen. 

Begründung 

Berichtigung eines Redaktionsversehens. 


9. Zu § 146 

In § 146 sind in Absatz 1 nach dem Wort „schrift- 
lich" die Worte „oder zur Niederschrift des Ur- 
kundsbeamten der Geschäftsstelle" einzufügen und 
ist der Satz 2 zu streichen. 

Begründung 

Berichtigung eines Redaktionsversehens. 

10. Zu § 178 (§ 26 EGGVG) 

In dem eingefügten § 26 ist der Satz 2 des Absatzes 
2 zu streichen. 

Begründung 

Vergleiche Begründung zu dem Änderungsvorschlag 
zu § 59 Abs. 1 Satz 2. 


11. Zu § 186 

In § 186 ist ein neuer Absatz 3 mit folgendem Wort- 
laut anzufügen: 

„(3) Die Länder können auch bestimmen, daß 
Rechtsbehelfe keine aufschiebende Wirkung haben, 

| soweit sie sich gegen Maßnahmen richten, die in der 
| Verwaltungsvollstreckung getroffen werden." 

Begründung 

; Es entspricht dem Wesen der Vollstreckung, daß 
! Rechtsbehelfe, die sich gegen Vollstreckungsmaß- 
i nahmen richten (z. B. gegen die Pfändung einer 
beweglichen Sache oder gegen die Pfändung einer 
Forderung durch Pfändungsverfügung), den Fort- 
gang des Verfahrens nicht hindern. Auf dem Gebiete 
des steuerrechtlichen Verwaltungszwangsverfahrens 
ist dies ausdrücklich anerkannt (vgl. § 327 Abs. 2, 

I § 251 RAO). Auch das Verwaltungsvollstreckungsge- 
setz des Bundes vom 27. April 1953 (BGBl. I S.157) 
geht offensichtlich hiervon aus (§ 5 des Verwal- 
tungsvollstreckungsgesetzes in Verbindung mit 
§ 327 Abs. 2 RAO). Diese Vorschriften bleiben nach 
§ 79 Abs. 2 Nr. 3 auch weiterhin in Kraft. Der an- 
zufügende Absatz 3 soll sicherstellen, daß die Län- 
der eine diesen bundesrechtlichen Bestimmungen 
entsprechende Regelung in ihren Verwaltungsvoll- 
streckungsgesetzen abweichend von § 79 Abs. 1 des 
Gesetzes treffen können, wie es zum Teil bereits 
geschehen ist (vgl. § 16 Abs. 5 des Verwaltungs- 
vollstreckungsgesetzes für Rheinland-Pfalz vom 
8. Juli 1957 — GVB1. S. 101). 

Die Vorschrift ist auf Vollstreckungsmaßnahmen 
beschränkt. Die aufschiebende Wirkung kann daher 
nicht für die Fälle ausgeschlossen werden, in denen 
sich die Rechtsbehelfe gegen den der Vollstreckung 
zugrunde liegenden Verwaltungsakt (Leistungsbe- 
scheid) richten. 
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